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Stellungnahme zum Vorschlag für eine Verordnung über digitale 
Netze (Digital Networks Act, DNA) 
 

Datum 30. April 2026  

 
 
Einleitung 
 
VAUNET – der Verband der privaten Medien – bedankt sich für die Gelegenheit, zu dem Vor-
schlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung über digitale Netzwerke, Digital 
Networks Act (DNA), Stellung zu nehmen. VAUNET ist die Dachorganisation des privaten au-
diovisuellen Mediensektors in Deutschland. Die vielfältigen Geschäftsaktivitäten seiner rund 
160 Mitglieder umfassen TV-, Radio-, Web- und Streaming-Dienste. Der Branchenverband 
hat sich zum Ziel gesetzt, die politischen und wirtschaftlichen Belange des audiovisuellen 
Mediensektors sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene zu vertreten und das 
Bewusstsein für die bedeutende gesellschaftspolitische und kulturelle Bedeutung der Bran-
che im digitalen Zeitalter zu schärfen. 
 
Die Medienbranche ist mit ihren Audio- und audiovisuellen Angeboten einer der Sektoren, 
die für die Verbreitung ihrer Inhalte in hohem Maße auf die Verfügbarkeit hochwertiger, zu-
verlässiger und sicherer Konnektivität angewiesen sind. Gleichzeitig sind die Medien der 
wichtigste Motor für technische Innovation und ein wesentlicher Faktor für die Attraktivität 
und die Nachfrage der Endnutzer nach Hochgeschwindigkeits-Internetverbindungen. 
Darüber hinaus sind die europäische Wettbewerbsfähigkeit und soziale Fragen eng mit einer 
modernen Kommunikationsinfrastruktur verbunden. 
 
Ohne eine zuverlässige, hochwertige Infrastruktur für die Verbreitung ihrer Inhalte können 
Medienunternehmen ihrer gesellschaftlichen Verantwortung nicht gerecht werden, durch 
vertrauenswürdige Informationen (und Unterhaltung), die von Journalisten professionell re-
cherchiert und redaktionell aufbereitet wurden, zur Meinungsbildung – und damit zur Stär-
kung der Demokratie in Europa – beizutragen. 
 
In diesem Positionspapier legt VAUNET seine Position zu den aus Sicht des Verbandes wich-
tigsten Aspekten des DNA dar. 
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A. Keine Netzgebühren – keine Regelungen zur Einführung „freiwilliger“ 
Schlichtungen 

B. Radio im Auto – weitere Maßnahmen sind erforderlich, um den Zugang zu 
Radio im Auto abzusichern 

C. Abschaltung des Kupfernetzes – Informationszugang sicherstellen 
D. Frequenzpolitik ist auch Kulturpolitik 
E. Allgemeingenehmigung – Content Delivery Networks sind keine Telekom-

munikationsunternehmen 

 
A. Keine Netzgebühren – keine Regelungen zur Einführung „freiwilliger“ Schlich-

tungen (Art. 192 DNA) 
 

Art. 192 DNA sieht ein von der Regulierungsbehörde verwaltetes Streitbeilegungsver-
fahren für technische und kommerzielle Angelegenheiten des „Ökosystems“ vor, das 
Anbieter zu Vereinbarungen drängen und indirekt den Weg zu Netzgebühren ebnen 
kann, auch wenn er diese nicht selbst direkt vorschreibt. 

 
Die Einladung zu einer Schlichtungssitzung durch eine Regulierungsbehörde ist nur auf dem 
Papier freiwillig. Tatsächlich wird es für jedes Unternehmen schwierig sein, eine solche Ein-
ladung abzulehnen, da die meisten Unternehmen bestrebt sind, gute Beziehungen zu allen 
Regulierungsbehörden zu pflegen. Dies kann auch auf Bedenken hinsichtlich der faktischen 
Auswirkungen einer Ablehnung einer solchen Einladung zurückzuführen sein, unabhängig 
von der Frage ihrer rechtlichen Verbindlichkeit. 

 
Das Ergebnis einer Schlichtung hängt immer auch von der relativen Stärke der Verhand-
lungsparteien ab. Die Anwesenheit eines Vermittlers ändert daran kaum etwas. Wenn sehr 
große, marktbeherrschende Unternehmen, die die Kontrolle über die wesentliche Infra-
struktur ausüben, mit Unternehmen aus einem in gesunder Weise diversifizierten Markt, die 
von ihnen abhängig sind, zusammenkommen, um Preise zu verhandeln, wird dies nur selten 
zur Aufrechterhaltung des Status quo führen. Vielmehr werden steigende Preise das Resul-
tat sein und den Zusammenschaltungsmarkt, der laut BEREC gut funktioniert, aus dem 
Gleichgewicht bringen. 

 
Die vorgeschlagene Regelung basiert eindeutig auf den seit Langem diskutierten „Netzge-
bühren“, die von sehr großen Telekommunikationsnetzbetreibern mit beträchtlicher Markt-
macht ungerechtfertigt gefordert wurden. Diese Forderungen richteten sich angeblich 
gegen eine kleine Anzahl von Geschäftsmodellen, die sehr große Datenmengen verbrauchen. 
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Während Medienunternehmen bisher auf rechtliche Umsetzungsschwierigkeiten und die da-
mit verbundene Unsicherheit des Konzepts verweisen konnten, ist die Situation beim DNA-
Vorschlag der Kommission eine andere. 
 
Der vorgeschlagene Anwendungsbereich, definiert durch den Begriff „eng verbundene Sek-
toren“, ist schwer zu fassen und potenziell sehr weit gefasst. In Erwägungsgrund (374) wer-
den Inhalteanbieter als Beispiel für Sektoren genannt, die eng mit dem Sektor der 
elektronischen Kommunikationsdienste verbunden sind. Dies rückt die journalistische Ar-
beit von Medienunternehmen und die Verbreitung ihrer Inhalte aus dem Randbereich in den 
Mittelpunkt der Telekommunikationsregulierung. 
 
Private Medienunternehmen stehen unter erheblichem Refinanzierungsdruck.Während 
Werbebudgets zunehmend zu nicht-europäischen und weitgehend unregulierten Gatekee-
per-Plattformen abwandern, steigen die Kosten für hochwertige, professionell recher-
chierte und produzierte journalistische Inhalte weiter an. Diese Inhalte, die für Demokratie 
und Gesellschaft von großer Bedeutung sind – und die zudem einen wirksamen Beitrag zur 
Bekämpfung der zunehmend grassierenden Verbreitung von Falschinformationen und Des-
information leisten –, würden durch die oben beschriebenen „freiwilligen“ Schlichtungsver-
fahren noch stärker unter Druck geraten. 
 
VAUNET hält an seiner Auffassung fest, dass Netzgebühren – ebenso wie das Schlichtungs-
verfahren – unverhältnismäßig sind und nicht eingeführt werden sollten.  
 
Um die zuvor beschriebenen unerwünschten Folgen für Mediendiensteanbieter zu vermei-
den, müssen zumindest Inhaltsdienste wie z. B. VOD-Dienste eindeutig aus dem Anwen-
dungsbereich des Schlichtungsverfahrens und generell vom DNA ausgenommen werden. 
 
Selbst wenn dies umgesetzt wird, sind weitere Schutzmaßnahmen erforderlich, um sicher-
zustellen, dass im Rahmen einer Schlichtung mit Dritten vereinbarte Zahlungen nicht an Me-
dienunternehmen weitergegeben werden, die die Dienste der an der Schlichtung beteiligten 
Parteien zu Verbreitungszwecken nutzen. 
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B. Radio im Auto – weiterer Handlungsbedarf (Art. 112 DNA) 
Artikel 112 in Verbindung mit Anhang V Nr. 3 schreibt vor, dass jeder Autoradioempfän-
ger in einem Neufahrzeug in der Lage sein muss, zumindest Rundfunkdienste zu emp-
fangen, die über den digitalen terrestrischen Rundfunk bereitgestellt werden. In der 
Praxis gewährleistet dies zwar den Zugang zu Rundfunk in Fahrzeugen, jedoch auf-
grund des engen Anwendungsbereichs nur mit begrenzter Wirksamkeit. 

 
VAUNET begrüßt ausdrücklich, dass der DNA-Vorschlag, wie zuvor der EECC, den Radio-
empfang in Fahrzeugen aus einer Vielzahl gesellschaftlich relevanter Gründe als wesentlich 
anerkennt.  
 
Die Bestimmung in Artikel 112 und Anhang V Nr. 3 des DNA-Vorschlags bleibt wichtig. Sie 
geht jedoch nicht weit genug und muss an die seit ihrer Etablierung im EKEK veränderten 
Gegebenheiten angepasst werden. Dies muss auf zwei Weisen geschehen: 
 
Angesichts der aktuellen Entwicklungen im Automobilsektor reicht es nicht mehr aus, ledig-
lich die technische Interoperabilität von in Fahrzeugen eingebauten Empfangsgeräten zu re-
geln. Immer mehr Automobilhersteller bringen Modelle auf den Markt, die überhaupt kein 
Radio mehr enthalten. Vor diesem Hintergrund ist Artikel 112 DNA nicht mehr geeignet, bei-
spielsweise eine schnelle und zuverlässige Krisenkommunikation zu gewährleisten. Es ist 
daher zwingend erforderlich, den Einbau von Radioempfangsgeräten in allen relevanten 
Fahrzeugklassen vorzuschreiben. 
 
Neben ihrem Anwendungsbereich sollte die Bestimmung auch neu gestaltet werden, um sie 
zukunftssicher zu machen. Radioinhalte werden in Europa auf sehr unterschiedliche Weise 
empfangen. In vielen Mitgliedstaaten der Union ist die Digitalisierung dieses Sektors (auch 
aus regulatorischer Sicht) noch nicht weit genug fortgeschritten, als dass die Bestimmung 
in ihrer derzeitigen Form noch Wirksamkeit entfalten könnte. In anderen Mitgliedstaaten 
hingegen ist der digitale Empfang – sei es über digitale terrestrische Rundfunksignale oder 
über Internetprotokoll (IP) – bereits Standard oder auf dem Vormarsch.  
 
Eine zukunftssichere Ausgestaltung des DNA könnte dem Rechnung tragen und einen tech-
nologieneutralen Empfang gewährleisten, was insbesondere für den Rundfunk einschließ-
lich der terrestrischen Übertragung wichtig ist. Es auch denkbar, den im 
jeweiligenMitgliedstaat am weitesten verbreiteten Standard festzulegen. 
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C. Kupferabschaltung – keine Gefährdung des Informationszugangs (Art. 53–61 
DNA) 

Artikel 53–61 DNA legen eine stufenweise EU-weite Regelung für die Kupferabschaltung 
fest: Kupfernetze müssen in Abschaltgebiete eingeteilt werden, Übergangspläne müs-
sen notifiziert werden, die Abschaltung wird ausgelöst, sobald eine definierte Glasfa-
serabdeckung („angeschlossene Haushalte“) und erschwingliche Alternativdienste 
vorhanden sind. 

 
VAUNET begrüßt grundsätzlich den Ansatz eines regelbasierten und geordneten Übergangs 
von Kupfer- zu Glasfasernetzen. Ohne angemessene Regulierung könnte dies zu massiven 
Einschränkungen führen, insbesondere mit Blick auf die Meinungs- und Informationsfrei-
heit, sowie zu einem Reichweitenverlust für kommerzielle Medienangebote. 
 
Um dies zu verhindern, sind die Übergangskriterien von entscheidender Bedeutung. Art. 57 
DNA verwendet die „Premises Passed“-Quote als Schlüsselkriterium, obwohl der Gesetzent-
wurf dies als eine Situation definiert, in der auf Anfrage innerhalb von vier Wochen ein tat-
sächlicher Anschluss hergestellt werden kann. Dies birgt Risiken für 
kommunikationsbezogene Grundrechte. Insbesondere in städtischen Gebieten, wo der 
Schritt von „Presmises Passed“ zur tatsächlichen Nutzbarkeit aufgrund der komplexen haus-
internen Verkabelung ein großer (technischer) und zeitaufwändiger ist, dürfte diese Rege-
lung zu regelmäßig zu Konnektivitätsverlust führen. 
 
Telekommunikationsnetze bilden die Grundlage der modernen Kommunikation wie der Ver-
breitung von Inhalten, einschließlich Nachrichten und Informationen, sowie der sozialen 
Teilhabe. Fernsehen und Radio gehören nach wie vor zu den wichtigsten Kanälen, über die 
die Bürgerinnen und Bürger Unterhaltung und professionellen Journalismus konsumiert. Da 
die Nutzung des mobilen Internetzugangs je nach Altersgruppe variiert, hat eine vorüberge-
hende Unterbrechung des Zugangs zum Informationsfluss auch eine altersbezogene Dimen-
sion. 
 
Es steht außer Frage, dass der geordnete Übergang zu moderner Glasfaserverbindung ein 
wichtiges ökonomisches Ziel ist – nicht zuletzt für Medienanbieter. Der Weg zu diesem Ziel 
sollte jedoch, sofern nicht unbedingt notwendig, keine sozialen und demokratischen Nach-
teile für den Einzelnen wie für die Gesellschaft mit sich bringen.  
 
Um dies zu vermeiden, muss das Kriterium für die Umstellung eine hohe FTTH-Penetrati-
onsrate sein und nicht der Anteil der „Presmises Passed“. Da sowohl der Ausbau von Glasfa-
sernetzen als auch die Verfügbarkeit alternativer Möglichkeiten zum Empfang von 
Medieninhalten (z. B. HFC, Satellit, terrestrisch) von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat variieren, 
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könnte die Frage der Umstellung – und insbesondere die anzuwendenden Kriterien – auch 
den Mitgliedstaaten überlassen werden.  
 
 
D. Frequenzpolitik ist auch Kulturpolitik (Art. 13–32 DNA) 

Die Artikel 13–32 des DNA legen den EU-Rahmen für die Frequenzverwaltung fest. Sie 
regeln, wie Frequenzen in den Mitgliedstaaten genehmigt, zugewiesen, verlängert, ge-
meinsam genutzt und koordiniert werden. Ziel ist es, die Frequenznutzung in der EU 
vorhersehbarer, effizienter und harmonisierter zu gestalten. 

 
Insgesamt bedauert VAUNET, dass die Bedeutung von Telekommunikationsnetzen für die 
Meinungsfreiheit, die Informationsfreiheit, die kulturelle und sprachliche Vielfalt Europas 
sowie den Medienpluralismus im DNA nicht die gleiche Anerkennung und Priorität erhält wie 
in dem derzeit geltenden EKEK. Teile dieser Aspekte werden immerhin in den Erwägungs-
gründen und in Artikel 16 des DNA erwähnt. 
 
Der mehrstufige Prozess der Frequenzverwaltung auf internationaler, EU- und Mitgliedstaa-
tenebene hat sich zur Wahrung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie des Medien-
pluralismus in Europa als wirksam erwiesen. Gerade die Einbeziehung der Mitgliedstaaten 
ermöglicht es, die Kompetenzverteilung im Kultur- und Medienbereich auf der letzten Stufe 
zu berücksichtigen, insbesondere im Hinblick auf den Rundfunk. 
 
Im DNA-Vorschlag (Teil IV) erkennen wir einen Zentralisierungsansatz, der nicht nur Zweifel 
an der Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip aufwirft. Die Betrachtung des Frequenz-
spektrums als gemeinsame europäische Ressource unter geteilter Zuständigkeit, die Fre-
quenzstrategie der Union, die harmonisierte Zuweisung von Funkfrequenzen und das 
Binnenmarktverfahren, das den Handlungsspielraum der nationalen Regulierungsbehörden 
einschränkt und die endgültige Entscheidung bei der Europäischen Kommission zentrali-
siert, geben Anlass zur Sorge, dass insbesondere im Rundfunksektor – der tendenziell einen 
nationalen Fokus hat, und nicht nur für Radio sogar einen regionalen und lokalen – es nicht 
mehr möglich sein wird, sicherzustellen, dass spezifische Bedürfnisse und kulturelle As-
pekte in gleicher Weise berücksichtigt werden können, wie es heute der Fall ist. 
 
Darüber hinaus ist die Umgehung der demokratischen Legitimation durch den Ausschluss 
des Parlaments von dem in Art. 17 DNA festgelegten Verfahren ein problematischer, der im 
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens angepasst werden sollte. 
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E. Allgemeingenehmigung – Content Delivery Networks sind keine Telekommunikations-
unternehmen (Art. 9–12 DNA) 
 

Artikel 9–12 DNA regeln das Allgemeingenehmigungsregime, einschließlich eines „Sin-
gle-Passport“-Ansatzes und damit verbundener Anforderungen an die Meldung, Aus-
fallsicherheit und Vorsorge für die betroffenen Anbieter. 

 
Anbieter von audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf tragen zur Entlastung der Telekom-
munikationsnetze bei, indem sie nicht nur konsequent moderne Datenkompressionsmetho-
den (weiter)entwickeln und implementieren, sondern auch eigene oder von Dritten 
bereitgestellte Content Delivery Networks (CDNs) einsetzen. Mit CDNs werden Inhalte in den 
Netzwerken so bereitgestellt, dass die Datenwege zu den Endnutzern erheblich verkürzt 
werden und beispielsweise Katalogaktualisierungen gezielt in verkehrsschwachen Zeiten 
mit geringerem Datenverkehrsaufkommen durchgeführt werden können. 
 
Während unter der derzeit geltenden Regelung des EKEK CDNs ohne vorherige Genehmi-
gung genutzt werden können, ändert sich dies aufgrund des „Single-Passport“-Ansatzes des 
DNA, der öffentlich zugängliche Dienste der Informationsgesellschaft einbezieht. 
 
Meldepflichten sowie Anforderungen an Resilienz und Notfallvorsorge erhöhen somit den 
Compliance-Aufwand gerade für jene Anbieter und Nutzer, die zur Entlastung der Netze und 
damit zu einer effizienteren und umweltfreundlicheren, nachhaltigeren Nutzung von Tele-
kommunikationsnetzen beitragen – auch wenn sie aufgrund nicht vergleichbarer Risiken 
nicht das gleiche Maß an Regulierung erfordern wie Unternehmen, die traditionell im Bereich 
der Telekommunikationsregulierung tätig sind. 
 
Der DNA darf die Grenze zwischen Anbietern elektronischer Kommunikation und Anbietern 
von Inhaltsdiensten nicht verwischen. Für audiovisuelle und VOD-Anbieter, die (paneuropäi-
sche) CDN-Architekturen betreiben, ist das zentrale Thema nicht nur die Vereinfachung für 
Telekommunikationsbetreiber, sondern auch die Frage, ob der neue Rechtsrahmen den Re-
gulierungsbereich so verändert, dass sich daraus Verpflichtungen für Akteure außerhalb der 
Telekommunikationsbranche ergeben. 
 
Stattdessen sollte der DNA klar festlegen, dass das Single Passport-Verfahren nur für tat-
sächliche Anbieter von elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten gilt und den 
Ausschluss von Inhaltediensten von der telekommunikationsähnlichen Marktzugangsregu-
lierung nicht ändert. 
Alle Mechanismen in Bezug auf Resilienz, Vorsorge, Informationserhebung oder Zusammen-
schaltung sollten klar verhältnismäßig ausgestaltet werden und dürfen keine Hintertür für 
die Regulierung von Inhalteanbietern öffnen. 
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